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Düsseldorfer Bündnis fordert bezahlbares Wohnen
VON JULIA NEMESHEIMER

DÜSSELDORF Das breit aufgestell-
te „Düsseldorfer Bündnis – ge-
recht. sozial. ökologisch“ hat sich
für mehr bezahlbaren und siche-
ren Wohnraum für alle ausgespro-
chen.Gemäßeiner StudiederHans-
Böckler-Stiftung von 2018 fehlen
rund 44.000 bezahlbare Wohnun-
gen in Düsseldorf. Das Bündnis
fordert daher unter anderem den
Ausbau eines gemeinwohlorien-
tierten und gemeinnützigen Woh-
nungssektors. Die Mietsteigerun-
gen sollen hierzu besser gebremst

oder gänzlich gestoppt werden,
Wohnungs- und Obdachlosigkeit
sollen überwunden werden. Leer-
stand und Zweckentfremdung sol-
len zudem besser aufgedeckt und
verhindert werden. Außerdem sol-
lendurchGesetzesvorlagen rendite-
orientierten InvestorendieMöglich-
keitenentzogenwerden, demMarkt
weiterenWohnraumdurchdieUm-
wandlung inEigentumswohnungen
wegzunehmen.
„Wir sind mit unseren Lösungs-

vorschlägen eng an der Stadt und
Politik dran“, erklärt SigridWolf,Ge-
schäftsführerin des DGB und Spre-

cherin des Bündnisses. Dennoch
seien es dicke Bretter, die hier ge-
bohrt werden müssen. „Vieles fällt
auch indieGesetzgebungvonBund
undLand–dochauchhier hättedie
StadtHebel, umÄnderungenzu for-
dern“ soWolf weiter.
Mit der sozialen Erhaltungssat-

zung wird ein kleiner Teil der For-
derungen des Bündnisses erfüllt.
Dennoch reiche das noch lange
nicht aus. „Für mehr bezahlbaren
Wohnraum ist eine neue Bodenpo-
litik der Stadt notwendig“, erklärt
HorstKraft vomBündnis für bezahl-
baren Wohnraum. Auch Vorkaufs-

rechtssatzungen sollen nicht nur
für Grundstücke, sondern auch für
Bestandsgebäude gelten. „Hierfür
bräuchte es höhere Steuereinnah-
men–undeinen revolvierendenBo-
denfonds als städtisches Sonderver-
mögen für den Kauf und den Bau
von Grundstücken und Wohnun-
gen“, schläft Kraft vor.
Uwe Foullong, Geschäftsführer

von Verdi Düsseldorf, rechnet vor:
„Hierfür bräuchte es mit den aktu-
ellen Bedarfen rund 300 Millionen
Euro pro Jahr über einen längeren
Zeitraum hinweg. Im städtischen
Haushalt sind derzeit aber gerade

einmal zweiMillionen Euro für den
Bereich vorgesehen.“
Allgemein müsse deutlich mehr

gebautwerden–oder Leerstandund
Fremdnutzung verhindert werden.
„In 20 Jahren hat sich die Zahl der
Sozialwohnungen von 36.366 auf
15.617 reduziert“, merkt Claus Ne-
semann, Geschäftsführer des Mie-
tervereins an. Das werde sich auch
in Zukunft weiter verschärfen. „Es
muss dringend verhindert werden,
dass bezahlbarer Wohnraum zu-
gunsten renditeträchtiger Eigen-
tumswohnungen wegfällt“, so Ne-
semann weiter.

(tber) Am 25. Mai 1930 wurde im
Benrather Schlosspark ein „Krie-
gergedächtniszeichen“ eingeweiht.
Vorausgegangen war ein Entwurfs-
wettbewerb im Jahre 1927. Der ge-
meinsame Entwurf von Bildhau-
er Erich Kuhn und Architekt Georg
Schmalz mit dem Titel „Wiederer-
wachen“ war daraus als Sieger her-
vorgegangen. Der Grundriss des
Ehrenmals bildet ein Kreuz und
besteht aus größeren Einzel-Gra-
nitsteinen – „Reinersreuther Gra-
nit“. Nach oben hin verjüngen sich
die Granitsteine ein wenig und die
Reliefs symbolisieren „Trauer“ und
„Hoffnung“.DasGefallenen-Ehren-
mahl soll andie imErstenWeltkrieg
Gefallenen aus Benrath erinnern.
Die Nationalsozialisten stuften das
Ehrenmahl 1937 jedoch als „entar-
tet“ ein. Es wurde eingelagert und
erst 1967 auf Initiative der Heimat-
gemeinschaft Groß-Benrath feier-
lich auf seinem heutigen Standort,
dem begrünten Dreieck zwischen
Koblenzer Straße, Urdenbacher Al-
lee und Haydnstraße, wieder auf-
gestellt.

DÜSSELDORF-DATUM
Kriegerdenkmal
im Benrather
Schlosspark

Stadt will Wohnquartiere bewahren

VON CHRISTOPHER TRINKS

DÜSSELDORF Seit Jahren ringt die
Stadt um ein Konzept, dem stei-
genden Druck auf den Düsseldor-
fer Wohnungsmarkt entgegenzu-
wirken. Denn inzwischen greift der
PreisdruckauchaufBezirkemit ein-
kommensschwächerenBewohnern
über, wodurch auch in zentral gele-
genen StadtteilenwieOberbilk und
Eller dieMieten steigen–mit Folgen
für Bewohner und Sozialstruktur.
Eine Möglichkeit, diese vor der

Gentrifizierung zu schützen, bietet
die im Bundesbaugesetzbuch ver-
ankerte Erhaltungssatzung. Damit
bezeichnete „Milieuschutzgebie-
te“ unterliegen besonderen Aufla-
gen.Die Stadtmüsste etwabauliche
ÄnderungenoderdieUmwandlung
vonMiet- inEigentumswohnungen
genehmigen.
Bereits 2020 beschloss der Rat,

eine Entscheidungsgrundlage zur
Ermittlung solcher schutzbedürf-
tigen Bezirke zu erarbeiten. Zu ei-
ner Anwendung kam es jedoch nie
– auch,weil es aneiner entsprechen-
den Rechtsverordnung des Landes
fehlte.Die fehltweiterhin, dennoch
möchte der Rat eine Erhaltungssat-
zung nun formell beschließen. An-
schließend könnte im Stadtbezirk
3 ein erstes, potenzielles Milieu-
schutzgebiet definiertwerden.Auch
für das Benrather Gründerzeitvier-
tel unddenBereich„SüdlichesGer-
resheim“ wurden bereits Anfragen
aus der Bezirkspolitik gestellt. Wel-
che Folgen diese Entscheidung mit
sich bringen würde:

Wie werden Milieuschutzgebiete
definiert? In acht Großstädten wie
Berlin (74),München (36) oderKöln
(2) existierenbereits Schutzgebiete.
Anhand dieser Erfahrungen möch-

te die Verwaltung einen „Düssel-
dorfer Weg“ gehen, in der die Ge-
bietsbestimmung über vier Phasen
abläuft.Mittels statistischerDaten-
analyse sollen zunächst dieVerdrän-
gungsgefahr, das Aufwertungspo-
tenzial und der Entwicklungsdruck
eines Gebiets ermittelt werden. Es
folgt eine Ortsbegehung mit fach-
lichen Expertisen. Die Eigentümer
und Mieter der Häuser in den Mi-
lieuschutzgebieten sollen von dem
Prozessnichts erfahren. Sowillman
verhindern, dass „unerwünschte
Baumaßnahmen“ noch vor dem
Erlass erledigt werden. Phase drei
und vier beinhalten den Satzungs-
beschluss und -vollzug. Alle fünf
Jahre soll dieNotwendigkeit der Sat-

zung überprüft werden.

Was beinhaltet eine soziale Erhal-
tungssatzung? Bisher werden die
Möglichkeiten des Paragrafen 172
des Baugesetzbuches inDüsseldorf
nur für städtebauliche Normen an-
gewandt. Tritt eine soziale Erhal-
tungssatzung in Kraft, muss die
Kommune in den Milieuschutzge-
bieten künftig auch den Rückbau,
dieVeränderungunddieNutzungs-
änderung von Wohnanlagen ge-
nehmigen. In der derzeitigen Be-
schlussvorlage sind damit explizit
Luxusmodernisierungen gemeint,
etwa die Errichtung eines Zweit-
balkons oder der Einbau von Pano-
ramafenstern. Nicht davon betrof-

fen sind energetische Sanierungen
oderModernisierungen, die als zeit-
gemäß oder angemessen gelten.
Hierzuhat dieVerwaltungeinenKa-
talog von 60 Baumaßnahmen erar-
beitet und diese mit einer Geneh-
migungstendenz klassifiziert. Die
Prüfung erfolgt jedoch im Einzel-
fall, da auch Konflikte mit der Bar-
rierefreiheit oder dem Klimaschutz
entstehen können.
Zwei der drei Instrumente, die

das Gesetz eigentlich ermöglichen,
kommenkaum inder aktuell disku-
tiertenVorlage zumTragen.Diesbe-
trifft das kommunaleVorkaufsrecht
für Grundstücke und Wohnungen
und die Genehmigungspflicht bei
Umwandlung von Miet- in Eigen-

tumswohnungen. Hintergrund ist
eine noch fehlende Rechtsverord-
nung in Nordrhein-Westfalen – ob-
wohl diese imKoalitionsvertrag von
CDU und Grüne vereinbart ist.

Wie fallen die Meinungen aus? Bei
den Fraktionen besteht Beratungs-
bedarf. Das wurde im Ausschuss
für Wohnungswesen und Moder-
nisierung deutlich. Die CDU stellt
nochdieAuslegungdesBegriffs Lu-
xusmodernisierung in der Satzung
infrage, ob darunter etwa auch die
Errichtung eines Aufzugs in einem
Haus mit überwiegend älteren Be-
wohnern falle. Auch die FDP sieht
noch Gesprächsbedarf in der Ver-
einbarkeit mit energetischen Sa-
nierungsmaßnahmen.BreiteUnter-
stützung stellt die SPD in Aussicht.
Auch für den Antrag der Grünen,
dass der Rat sich beim Land für
die Umsetzung der fehlenden Ver-
ordnung stark machen soll. Grü-
ne-Ratsherr Frank Schulz ist sich
bewusst, dass der kommunale Inst-
rumentenkastengegendieGentrifi-
zierung sonst kleiner als in anderen
Bundesländernausfällt.Ohnediese
Verankerung imLandesrechthaben
die Kommunen weiter keinen Zu-
griff bei derUmwandlungvonMiet-
in Eigentumswohnung.
Laut Mieterverein könnten da-

mit jedoch Praktiken des „Heraus-
modernisierens“unterbundenwer-
den. „Den Mietern in Düsseldorf
wäre geholfen, wenn renditeorien-
tierte Investoren keine Möglichkeit
mehr hätten, Häuser aufzukaufen,
zu entmieten, hochpreisig zu mo-
dernisieren und in Eigentumswoh-
nungen umzuwandeln“, sagt Ge-
schäftsführer Claus Nesemann.
Am 15. Juni will der Rat über die

endgültigeBeschlussvorlage zurEr-
haltungssatzung entscheiden.

Mit einer sozialen Erhaltungssatzung möchte die Stadt die Gentrifizierung zentraler Stadtteile stoppen. Das soll Mieter
in Milieuschutzgebieten vor der Verdrängung bewahren. Höhere Mieten nach Modernisierungen sind ein Problem.

Im Düsseldorfer Stadtbezirk 3 – hier eine Luftaufnahme über der Aachener Straße – könnte ein erstes Schutzgebiet defi-
niert werden. RP-PHOTO: A. ENDERMANN

VONUWE-JENS RUHNAU

DÜSSELDORFDieDüsseldorfer Grü-
nen steigenausdemOpern-Zugaus.
Wie erwartet hat amDienstagabend
einebreiteMehrheit bei derMitglie-
derversammlung dafür gestimmt,
die Pläne für einen Neubau auf Eis
zu legen. 100 stimmberechtigteMit-
glieder waren im Saal. Nach enga-
gierter Debatte stimmten nach fast
90Minuten16 Mitglieder gegenden
Vorstand, darunterKulturdezernen-
tinMiriamKochundder grüne Pla-
nungsexperte Frank Schulz. Zwölf
enthielten sich.
Für den Vorstand fasste Philip-

pe Büttner im Townhouse die Ar-
gumente zusammen. Man sei für
die Oper und wolle sie instand hal-
ten, aber angesichts der finanziel-
len Situation habe der Neubau kei-
ne Priorität. Schwergewichte aus
der Ratsfraktion stützten diese Po-
sition. Co-Fraktionschef Norbert
Czerwinski verwies auf den Schul-
bau und notwendige Milliardenin-
vestitionen indenöffentlichenNah-
verkehr. „Wir brauchen drei neue
Betriebshöfe und bekommen null

Förderung.“ Auch die kulturpoliti-
sche Sprecherin Clara Gerlach plä-
dierte dafür, dieOpernpläne auf Eis
zu legen. Sie nannte 1,6 Milliarden
Euro für den Bau und die Finanzie-
rungskosten. Düsseldorf stehe vor
Negativhaushalten und Haushalts-
sicherungskonzepten, danngehees
an freiwillige Ausgaben wie für die
Kultur.DieVerschiebung sei imSin-
ne aller, die in der Stadt lebten.
DenWortender grünenKulturde-

zernentin schenkten viele offenbar
keinen Glauben. „Wer für die Oper
ist, muss jetzt Vorkehrungen tref-
fen“, appellierte Miriam Koch. Die
Grünen wollten die Arbeitsbedin-
gungen für die Beschäftigten ver-
bessern, aber das lasse sich im Be-
stand nicht mehr umsetzen. Sie sei
froh, dassderArbeitsschutzunddie
Mitarbeiter beimBetrieb nochmit-
gingen. Man fahre ein hohes Risiko
undbenötige vielleicht auch sobald
eine Interimsspielstätte.
Ob die Grünen geschlossen am

15. Juni im Rat gegen den Opern-
neubau an der Heine-Allee stim-
men, bleibt abzuwarten. Planungs-
experte Frank Schulz nannte den

Vorstandsantrag„zu platt“. Es fehle
anderPerspektive für dieOper.„Die
Grünen verlieren ihre Deutungs-
hoheit, etwa beim Thema Oper für
alle“, sagte er. Das Geldthema nut-
ze sich ab, danngehe esumInhalte.
Die Kritik, dassman derOper keine
Zukunft aufweise, wurde mehrfach
geäußert. Die Kulturpolitikerin Ka-
rinTrepke forderte,manmüsse sich
ehrlichmachen. „Das ist ein Antrag
gegendieOper.“ Er sei politisch ver-
heerend, auchmit Blick auf die Ko-
operationmit derCDU.Trepke erin-
nerte aneinWahlplakat derGrünen:
„Zukunft wird mit Mut gemacht“.
DenMut stellten auch andere in-

frage.DiePartei sei kleinmütig, habe
Angst vor großen Summen, hieß es.
Der Düsseldorfer Ex-Grünen-Chef
Olaf Bursian fragte, obmit denGrü-
nen große Investitionen überhaupt
möglich seien. Im Rat habe man in
Teilen gegen den Rheinufertunnel
gestimmt, die Grünen seien gegen
die Arena, die Wehrhahnlinie und
denKö-Bogengewesen. Stattdessen
habemandie Initiative„Lott stonn“
unterstützt undwollte dieHochstra-
ße stehen lassen.

Grüne stimmen gegen Opern-Neubau
Die Partei will keine neue Oper für Düsseldorf mehr planen. Die Zustimmung dafür lag bei 70 Prozent.

Vier Wochen
Dauerarrest für
24-Jährigen
DÜSSELDORF (csr) Bei der Kontrol-
le der Reisenden eines Fluges aus
Beirut stellten Beamte der Bundes-
polizei bei einem24-jährigenMann
fest, dass er vomAmtsgericht Lünen
gesucht wurde. ImMärz 2023 hatte
dieses einen Haftbefehl wegen un-
erlaubtem Handeltreiben mit Be-
täubungsmitteln gegen den jungen
Mann erlassen. Demnach wurde
er im November 2022 zu 120 So-
zialstunden verurteilt. Da er diese
nicht erfüllte, hat er nun vier Wo-
chen Dauerarrest zu verbüßen. Er
wurde an die zuständigen Justizbe-
hörden überstellt.
Am gleichen Morgen stellten die

Beamten außerdem einen Reisen-
den fest, welcher beabsichtigte,
nach Elazig in der Türkei auszurei-
sen. Der 32-Jährige wurde von der
Staatsanwaltschaft Bielefeld we-
gen einesVerstoßes gegen das Ord-
nungswidrigkeitengesetz gesucht.
DieErzwingungshaft inHöhevon

25 Tagen konnte der Bielefelder je-
dochabwenden, indemerdieGeld-
strafe in Höhe von 1250 Euro be-
glich. ImAnschluss setztederMann
seine Reise fort.

Stadt spendet
Krankenwagen
DÜSSELDORF (sg) Ein ausrangier-
ter Krankenwagen aus dem Fuhr-
park der Düsseldorfer Feuerwehr
ist jetzt in der Ukraine im Einsatz.
Die Stadthat dasFahrzeugderPart-
nerstadt Czernowitz zur Verfügung
gestellt, die damit nun die mobile
zahnärztliche Versorgung von Kin-
dern sicherstellt. Nächste Woche
soll ein weiterer Krankenwagen in
die Partnerstadt geschickt werden.
Bei den Transportkosten hilft die
Stadtsparkasse,sodasss mehr Geld
für Hilfsprojekteübrig bleibt, teilte
die Stadt mit.
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SIGNIERSTUNDE MIT
JACQUES TILLY
Am 25. Mai um 19 Uhr lädt Jacques
Tilly zu sich in dieWagenhalle in der
Merowingerstrasse 86 in Düsseldorf
ein. Alle im RP Shop gekauften Tilly-
Produkte können signiert werden.
Zusätzlich findet eine Führung durch
dieWagenbau-Hallen statt.

Tilly-Kunst im RP Shop
unter rp-shop.de/tilly

Bestell-Hotline: 0211 505-2255
(Mo – Fr 8 – 16Uhr)

In einer Teilauflage mit
Prospekten von:

Die Prospekte finden Sie auch
online unter weekli.de
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